
Anlage 

 
 

 
 

 

 

 

 

 

Controllingbericht 

der Stadt Bernburg (Saale) 

 

Stichtag: 30.06.2026 

 

 

 

 



 

 
 

Inhaltsverzeichnis 

 

1 Vorbemerkungen ................................................................................................................... 4 

2 Ergebnis- und Finanzrechnung ............................................................................................ 7 

2.1 Ergebnisrechnung 2026 – Stichtag: 30.06.2026 ............................................................... 7 

2.2 Finanzrechnung 2026 – Stichtag: 30.06.2026 ................................................................ 15 

3 Finanzielle Leistungsfähigkeit ............................................................................................ 21 

3.1 Finanzziel 1 .................................................................................................................... 21 

3.1.1 Entwicklung der Investitionskredite ............................................................................ 21 

3.1.2 Entwicklung der Zinslasten und Tilgungen aus Investitionskrediten ......................... 22 

3.2 Finanzziel 2 .................................................................................................................... 23 

3.2.1 Entwicklung des Finanzmittelbestandes  .................................................................... 23 

3.2.2 Inanspruchnahme der Liquiditätskredite ..................................................................... 24 

3.2.3 Entwicklung der Zinserträge ....................................................................................... 25 

4 Planerfüllung und Haushaltsreste ..................................................................................... 26 

4.1 Ziel 1 .............................................................................................................................. 26 

4.1.1 Übersicht zu baulichen Unterhaltungsmaßnahmen > 50.000 €................................... 26 

4.1.2 Übersicht zu investiven Maßnahmen > 50.000 € ........................................................ 32 

4.2 Ziel 2 .............................................................................................................................. 41 

4.2.1 Entwicklung der Haushaltsreste allgemein ................................................................. 41 

4.2.2 Haushaltsreste im Baubereich ..................................................................................... 42 

5 Forderungsverwaltung (Vollstreckung) ............................................................................ 43 

5.1 Entwicklung der eigenen Forderungen........................................................................... 43 

5.2 Schuldner in Bearbeitung ............................................................................................... 44 



 
 

6 Schlüsselprodukte/wichtige Handlungsfelder ................................................................... 44 

6.1 Bericht zur Verwaltungsmodernisierung und -digitalisierung ....................................... 44 

6.2 Umsetzungsstand zu den Spezialisierungen/Zielen der Ortswehren  ............................. 48 

6.3 Darstellung der konsumtiven Einzelmaßnahmen Stadtentwicklung und -erneuerung .. 49 

6.4 Entwicklung der Bewirtschaftungskosten bei der Straßenbeleuchtung ......................... 52 

6.5 Umsetzungsstand Maßnahmen Hochwasserschutz Talstadt .......................................... 53 

6.6 Einsatz des Sondervermögens ........................................................................................ 54 

 



4 
 

1 Vorbemerkungen 

Die Stadt Bernburg (Saale) arbeitet an der Entwicklung eines standardisierten und nachfrageorien-
tierten Berichtswesens als Teil des Controllings. Ziel ist es, die Adressaten mit wesentlichen Infor-
mationen zu versorgen, dadurch mehr Transparenz und Überblick zu schaffen und Verantwortliche 
bei ihren Entscheidungen zu unterstützen. Der Haushaltskreislauf der Stadt Bernburg (Saale) besteht 
aus der Planung (Haushaltssatzung/-plan), der Umsetzung (Haushaltsvollzug) und der Kontrolle 
(Jahresabschluss) und wird um die Komponente Information erweitert. 

Die Berichtspflicht ergibt sich aus § 26 der Kommunalhaushaltsverordnung des Landes Sachsen-
Anhalt (KomHVO). Nach Absatz 1 ist die Vertretung mehrmals jährlich über den Stand des Haus-
haltsvollzugs (Erreichung der Finanz- und Leistungsziele) zu unterrichten. Zunächst sollen der 
Haushalts- und Finanzausschuss und der Stadtrat zu den Stichtagen 30.06. und 31.12. des jeweiligen 
Haushaltsjahres (Letzteres als Vorarbeit für den Jahresabschluss) unterrichtet werden.  

Der Haushalt 2026 wurde vom Stadtrat in seiner Sitzung am 16.12.2025 beschlossen (BV Nr. 
0204/25) und danach bei der Kommunalaufsicht des Salzlandkreises eingereicht. In ihrer Verfügung 
vom 29.01.2026 wurde von einer Beanstandung abgesehen. Die erforderlichen Genehmigungen 
hinsichtlich der geplanten Kreditermächtigung (6.235,7 T€) und Verpflichtungsermächtigungen 
(4.678,7 T€) wurden uneingeschränkt erteilt. 

Aufgrund von nicht veranschlagten bzw. nicht in entsprechender Größenordnung geplanten Auf-
wendungen und Auszahlungen war es erforderlich, eine Nachtragshaushaltssatzung zu erarbeiten. 
Die Beschlussfassung für den 1. Nachtragshaushalt 2026 erfolgte durch den Stadtrat in seiner Sit-
zung am 30.06.2026 (BV Nr. 0314/26) und wurde danach bei der Kommunalaufsicht des Salzland-
kreises eingereicht. In ihrer Verfügung vom 22.07.2026 wurde von einer Beanstandung abgesehen. 
Die erforderlichen Genehmigungen hinsichtlich der geplanten Kreditermächtigung (12.296,3 T€) 
und Verpflichtungsermächtigungen (15.100,7 T€) wurden uneingeschränkt erteilt. 

Unter Punkt 2.1 wird über den Stand der Erträge und Aufwendungen im Vergleich zu den Planan-
sätzen am Stichtag 30.06.2026 berichtet (Ergebnisrechnung). Dabei erfolgt die Auflistung der ein-
zelnen Sachkonten. Die Abweichungen der Ergebnisse im Vergleich zum Ansatz beziehen sich auf 
die 1. Nachtragshaushaltssatzung 2026 unter Berücksichtigung der Haushaltsreste und über-/außer-
planmäßigen Aufwendungen (fortgeschriebene Ansätze).  

Zudem ist diesem Bericht unter Punkt 2.2 die Gesamtfinanzrechnung ebenfalls mit der Auflistung 
der einzelnen Sachkonten beigefügt. Auch hier beziehen sich die Abweichungen auf die fortge-
schriebenen Ansätze.  

Bei den Wertausprägungen (Ergebnis minus Ansatz) ist wie folgt zu unterscheiden: 

Begriffspaar 
Abweichung mit …  

Vorzeichen 
Bedeutung 

Erträge/            
Einzahlungen 

positivem (+) Mehrerträge/-einzahlungen 
negativem (-) Mindererträge/-einzahlungen 

Aufwendungen/ 
Auszahlungen 

positivem (+) Mehraufwendungen/-auszahlungen 
negativem (-) Minderaufwendungen/-auszahlungen 
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In der Annahme, dass die Ergebnisse zum 30.06. mindestens 50 % des Ansatzes erreicht haben 
sollten, sind bei der Betrachtung der Ergebnis- und Finanzrechnung verschiedene Kontenbereiche 
aufgefallen, auf die in den Vorbemerkungen im Folgenden kurz eingegangen werden soll. 

Ergebnisrechnung 

Bei den Steuern und ähnlichen Abgaben sind zum 30.06. nur die Gemeindeanteile an der Ein-
kommen- und Umsatzsteuer für das erste Quartal angeordnet. Die Beträge für die weiteren Quartale 
liegen zu diesem Zeitpunkt noch nicht vor, da sie jeweils nachträglich festgesetzt werden. Außerdem 
ist zu erwähnen, dass das Ergebnis 2026 der Gewerbesteuererträge zwischenzeitlich (Stand: 
03.08.2026) aufgrund von Erstattungen auf 19.933.043,62 € gesunken ist. 

Die Abweichung bei den privatrechtlichen Leistungsentgelten, Kostenerstattungen und –um-
lagen sind im Wesentlichen auf den Umsetzungsstand der Maßnahmen im Bereich des präventiven 
Hochwasserschutzes zurückzuführen. Die Kostenerstattungen werden erst nach Abrechnung der 
Planungs- und Bauleistungen angefordert, sodass der überwiegende Teil der Erträge erst im zwei-
ten Halbjahr erwartet wird. Darüber hinaus werden verschiedene Erstattungen nachträglich bzw. 
periodengerecht abgerechnet und daher überwiegend erst in der zweiten Jahreshälfte vereinnahmt. 
Dies führt zum Stichtag zu Abweichungen von mehr als 50 %. Hierzu zählen beispielsweise die 
Erstattung von Elternbeiträgen durch den Salzlandkreis, Rückzahlungen freier Träger im Rahmen 
der Platzkostenpauschalen sowie Getränkegelder in Kindertagesstätten. Zudem wird im dritten 
Quartal eine Beteiligung des Landes Sachsen-Anhalt in Höhe von 350.000,00 € für die Ausrich-
tung des Sachsen-Anhalt-Tages 2026 erwartet. 

Innerhalb der sonstigen ordentlichen Erträge ist die große Abweichung auf die noch ausstehende 
ertragswirksame Auflösung von Sonderposten aus Zuwendungen zurückzuführen. Diese kann erst 
zum Jahresende im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten erfolgen. 

Die Personalaufwendungen sind aufgrund der Jahressonderzahlung und leistungsorientierten Be-
zahlung im zweiten Halbjahr höher, weshalb es hier grundsätzlich zu dieser Abweichung kommt. 

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen umfassen überwiegend bauliche Unterhal-
tungsmaßnahmen. Aufgrund der zeitlichen Abläufe bei den Ausschreibungen sowie der Abrech-
nung durch die ausführenden Unternehmen nach Leistungserbringung fallen diese Aufwendungen 
erfahrungsgemäß überwiegend erst in der zweiten Jahreshälfte an. 

Die Aufwendungen für bilanzielle Abschreibungen werden erst bei der Durchführung der Jah-
resabschlussbuchungen sichtbar. 

Finanzrechnung 

Die oben beschriebenen Umstände bezüglich der Gemeindeanteile an der Einkommen- und Um-
satzsteuer sowie bei der baulichen Unterhaltung haben die gleichen Auswirkungen auf die Finanz-
rechnung. Außerdem trifft dies bei Baumaßnahmen auf Auszahlungen für eigene Investitionen ne-
ben anderen investiven Beschaffungen zu. 
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Bei den Einzahlungen aus Steuern und ähnlichen Abgaben ergeben sich die Abweichungen zu-
dem daraus, dass der überwiegende Teil der vergnügungssteuerpflichtigen Veranstaltungen erst im 
zweiten Halbjahr stattfindet. 

Der größte Teil der Zuwendungen geht im Dezember ein, nachdem die Fördermittelabrufe vorge-
nommen wurden. Dies betrifft die Einzahlungen aus Zuweisungen, aber auch aus Investitionszu-
wendungen. 

Hinsichtlich der sonstigen Einzahlungen resultiert die Abweichung bei den Konzessionsabgaben 
daraus, dass zwei von drei Fälligkeiten nach dem 30.06. festgelegt sind. 

Im Bereich der Transferauszahlungen und Umlagen stehen die Jahresumlage des Wasserzweck-
verbandes „Saale-Fuhne-Ziethe“ für Forderungsausfälle, sowie der Betriebskostenanteil für die 
Kläranlage noch aus. Beide Zahlungen werden turnusgemäß erst im zweiten Halbjahr fällig, sodass 
sich diese Abweichung zum Stichtag 30.06. wie in den Vorjahren ergibt. 

Innerhalb der Zinsen und ähnlichen Auszahlungen stellt der Planansatz für die Verzinsung von 
Steuernachzahlungen einen Schätzwert dar, die unterjährige Entwicklung ist kaum vorhersehbar, 
sodass hier Abweichungen entstehen können. 

Für Liquiditätskredite werden keine Plansätze gebildet, sondern Festsetzungen in der Haushalts-
satzung vorgenommen. Somit entstehen bei Inanspruchnahme generell Abweichungen. 

Es folgen Ziele zur finanziellen Leistungsfähigkeit, zur Planerfüllung und zu Haushaltsresten inkl. 
der jeweils dazugehörigen Darstellungen. Bezüglich der Erfüllung von Planansätzen werden gezielt 
Einzelmaßnahmen zur baulichen Unterhaltung und zu Investitionen über 50.000 € abgebildet. Die 
Abweichungen beziehen sich auch hier auf den fortgeschriebenen Ansatz (gebucht + reserviert - 
Ansatz) und entsprechen somit den oben aufgeführten Wertausprägungen. 

Der Bericht endet mit Informationen zur Forderungsverwaltung (Vollstreckung) und zu festgelegten 
Schlüsselprodukten bzw. wichtigen Handlungsfeldern. 

Eine Weiterentwicklung/Anpassung des Controllingberichts in der jetzigen Form ist jederzeit mög-
lich. Im Vordergrund steht die Adressatenorientierung.   
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2 Ergebnis- und Finanzrechnung 

2.1 Ergebnisrechnung 2026 – Stichtag: 30.06.2026 

Ziel: Die Stadt Bernburg (Saale) erwirtschaftet ein nachhaltig positives Ergebnis. 
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2.2 Finanzrechnung 2026 – Stichtag: 30.06.2026 

Ziel: Die Stadt Bernburg (Saale) erwirtschaftet min. einen positiven Saldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit, der zur Deckung der Auszahlungen für die Tilgung 
von Investitionskrediten ausreicht. Dies gilt als erfüllt, wenn ein Fehlbetrag in Planung und Rechnung durch die Inanspruchnahme von Liquiditätsreserven 
gedeckt werden kann. 
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3 Finanzielle Leistungsfähigkeit 
3.1 Finanzziel 1 
 
Wir sind es künftigen Generationen schuldig, ihnen nicht immense Schulden und die Zins- und 
Tilgungslasten daraus zu hinterlassen. Darum arbeitet die Stadt Bernburg (Saale) daran, die Ver-
schuldung zu minimieren und max. auf den Durchschnitt der Kommunen in Sachsen-Anhalt zu 
begrenzen.  
 
3.1.1 Entwicklung der Investitionskredite 
 
Entwicklung der Schulden ohne Umschuldung unter Berücksichtigung der Ergebnisse 2023 bis 2025 
(Stand am 31.12.) und der Finanzplanung (FP) 2026 bis 2029, Pro-Kopf-Verschuldung im Vergleich 
zum Durchschnitt aller kreisangehörigen Gemeinden in Sachsen-Anhalt (jeweils zum 30.09.) 

Einwohnerzahl Stand per 31.12.2024 – 30.992 EW (letzter Zensus) 

 Investitionskredit Pro-Kopf-Verschuldung Ø in Sachsen-Anhalt 

2023 7.553.263 € 243,72 € 458,33 € 

2024 7.065.185 € 227,97 € 492,86 € 

2025 6.606.561 € 213,17 € 530,51 € 

FP 2026 17.184.221 € 554,47 €  

FP 2027 28.406.009 € 916,56 €  

FP 2028 27.090.463 € 874,11 €  

FP 2029 25.741.947 € 830,60 €  
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3.1.2 Entwicklung der Zinslasten und Tilgungen aus Investitionskrediten 
 
Entwicklung der Zinsaufwendungen an Kreditinstitute aus Investitionskrediten unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse 2023 bis 2025 und der Ergebnisplanung (EP) 2026 bis 2029 und der Tilgung dieser 
Kredite (hier: FP) 

 Zinsaufwendungen Tilgung 

2023 25.585,97 € 568.202,83 € 

2024 23.232,05 € 457.037,15 € 

2025 21.260,27 € 458.440,45 € 

EP/FP 2026 224.000,00 € 654.700,00 € 

EP/FP 2027 639.400,00 € 1.074.600,00 € 

EP/FP 2028 834.900,00 € 1.315.700,00 € 

EP/FP 2029 801.900,00 € 1.348.600,00 € 
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3.2 Finanzziel 2 
 
Die Stadt Bernburg (Saale) strebt die Aufrechterhaltung ihrer Zahlungsfähigkeit an und nutzt po-
sitive, zeitweise nicht benötigte Finanzmittelbestände zur Erwirtschaftung von Zinserträgen. 
 
3.2.1 Entwicklung des Finanzmittelbestandes 
 
Bis 2025 kann der jeweilige tatsächliche Finanzmittelbestand abgebildet werden. Alle darauffolgenden 
Bestände orientieren sich am Bestand zum 31.12.2025. Im Haushaltsjahr 2026 sind übertragene Haus-
haltsausgabereste aus dem Vorjahr sowie die Inanspruchnahme einer Kreditermächtigung in Höhe von 
11.232,3 T€ berücksichtigt. 
 

 Bestand am Anfang des 
HHJ 

Änderung im HHJ Bestand am Ende des 
HHJ 

2023 14.026.301,14 € 4.235.952,48 € 18.319.041,53 € 

2024 18.319.041,53 € 766.419,67 € 19.085.461,20 € 

2025 19.085.461,20 € -8.392.080,30 € 10.693.380,90 € 

FP 2026 10.693.380,90 € -6.418.890,37 € 4.274.490,53 € 

FP 2027 4.274.490,53 € -9.703.300,00 € -5.428.809,47 € 

FP 2028 -5.428.809,47 € -4.137.800,00 € -9.566.609,47 € 

FP 2029 -9.566.609,47 € -4.327.300,00 € -13.893.909,47 € 
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3.2.2 Inanspruchnahme der Liquiditätskredite 
 
Vergleich der in den jeweiligen Haushaltssatzungen (HHS) festgesetzten Ermächtigungen für Liquidi-
tätskredite mit dem Jahresdurchschnitt der tatsächlich in Anspruch genommenen Kreditbeträge sowie 
dem jeweiligen Höchstbetrag der Inanspruchnahme. Liquiditätskredite zur Sicherstellung der Zah-
lungsfähigkeit mussten unterjährig lediglich zeitweilig in Anspruch genommen werden.  
 

 Höchstbetrag in HHS tatsächlich in Anspruch ge-
nommener Höchstbetrag  

Jahres-Ø der in Anspruch ge-
nommenen Beträge 

2023 14.000.000,00 € 5.474.900,00 € 295.861,00 € 

2024 14.000.000,00 € 6.212.700,00 € 376.771,00 € 

2025 14.000.000,00 € 5.914.000,00 € 955.053,00 € 

2026 14.000.000,00 € (bis 30.06.)   3.185.900,00 € (bis 30.06.)      92.163,00 € 

 

 
 
Entwicklung der Zinsaufwendungen an Kreditinstitute aus Kassenkrediten unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse 2023 bis 2025 und der Ergebnisplanung 2026 bis 2029 
 

2023 2024          2025 EP 2026 EP 2027 EP 2028 EP 2029 
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3.2.3 Entwicklung der Zinserträge 
 
Entwicklung der Zinserträge von Kreditinstituten aus Geldanlagen unter Berücksichtigung der Ergeb-
nisse 2023 bis 2025 und der Ergebnisplanung 2026 bis 20291 
 

HHJ Zinserträge 

2023 472.366,87 € 

2024 563.738,49 € 

2025 322.441,50 € 

EP 2026 130.000,00 € 

EP 2027 100.000,00 € 

EP 2028 50.000,00 € 

EP 2029 50.000,00 € 

 

 

 
4 Planerfüllung und Haushaltsreste 
4.1 Ziel 1 
 
Die Stadt Bernburg (Saale) strebt eine höhere Planerfüllung bei den Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen und Auszahlungen für eigene Investitionen an. 
  

                                                 
1 Zu berücksichtigen ist, dass die Erträge zum einen aus dem kontinuierlichen Anlegen von zeitweise nicht benötigten 
Finanzmitteln resultieren. Andererseits können dafür auch beschiedene und ausgezahlte, aber noch nicht verwendete För-
dermittel im Bereich Stadtsanierung genutzt werden. 
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4.1.1 Übersicht zu baulichen Unterhaltungsmaßnahmen > 50.000 € 
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4.1.2 Übersicht zu investiven Maßnahmen > 50.000 € 
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4.2 Ziel 2 
 
Die Stadt Bernburg (Saale) strebt den Abbau von Haushaltsresten vor allem bei der baulichen Un-
terhaltung und investiv bei Hochbaumaßnahmen an. 
 
4.2.1 Entwicklung der Haushaltsreste 
 
Entwicklung der Haushaltsreste unterschieden nach konsumtiv und investiv für die Haushaltsjahre 
2021 bis 2026 
 

 konsumtiv investiv 

2021 1.313.712,62 € 5.017.300,84 € 

2022 1.582.711,04 €  5.419.868,36 € 

2023 4.632.729,17 €2  4.116.906,01 € 

2024 4.937.831,96 € 5.120.343,94 € 

2025 8.531.206,28 € 5.678.550,00 € 

2026 4.527.055,57 €3 9.061.764,65 €4 

 

 
  

                                                 
2 ab hier Anstieg durch Maßnahmen des präventiven Hochwasserschutzes, Bauabschnitte werden komplett beauftragt und 
fortlaufend abgearbeitet; keine Verpflichtungsermächtigung möglich, da konsumtiv 
3 Im Zuge der Bearbeitung der Haushaltssatzung 2026 durch die Kommunalaufsicht war es erforderlich, die Höhe der zu 
übertragenden Haushaltsreste nach 2026 um ca. 550.000 € zu reduzieren. Die Auszahlungsermächtigungen im fortgeschrie-
benen Finanzplan 2026 unterscheiden sich zum Ergebnisplan 2026 um ca. 2.550.000 €, da diese Summe bereits im Finanz-
plan als Planansatz eingearbeitet wurde. 
4 Anstieg resultiert aus der Übertragung von diversen Aufträgen für die Sanierung des Kurhauses i. H. v. ca. 5.840.000 € 
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4.2.2 Haushaltsreste im Baubereich 
 

Entwicklung der Haushaltsreste in der baulichen Unterhaltung und bei Hochbauinvestitionen für die 
Haushaltsjahre 2023 bis 2026 
 

Konto Bezeichnung 2023 2024 2025 2026 
521100* Unterhaltung der 

Grundstücke und 
baulichen Anlagen 

844.536,55 € 742.349,49 € 1.513.791,13 € 406.853,74 € 

522100* Unterhaltung des 
sonstigen unbewegl. 
Vermögens 

828.102,92 € 955.927,85 € 1.706.614,81 € 1.568.362,82 € 

7851001 Auszahlungen für 
Hochbaumaßnahmen 

2.465.025,30 € 893.665,54 € 2.772.293,63 € 6.980.554,82 € 

 

 
 

Abarbeitung der Haushaltsreste in 2026 zum Stichtag 30.06.2026 
 

Konto Bezeichnung 2026 30.06.2026 
521100* Unterhaltung der Grundstücke und baul. Anlagen 406.853,74 € 332.612,18 € 

522100* Unterhaltung des sonstigen unbewegl. Vermögens 1.568.362,82 €   555.368,16 € 

7851001 Auszahlungen für Hochbaumaßnahmen 6.980.554,82 € 1.220.416,46 € 
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5 Forderungsverwaltung (Vollstreckung) 
 
In der Forderungsverwaltung (Vollstreckung) werden Zahlungsausfälle minimiert. 
 

5.1 Entwicklung der eigenen Forderungen 
 
Entwicklung der eigenen Forderungen unterschieden nach öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen 
Forderungen von 2022 bis 2025 (Stichtag jeweils 31.12.) 

 
 31.12.2022 31.12.2023 31.12.2024 31.12.2025 
öffentlich-rechtl. 3.365.258,48 € 1.933.330,54 € 1.492.354,75 € 1.002.436,38 € 
privatrechtl. 350.285,43 € 668.415,67 € 464.815,81 €   162.404,34 € 

∑ 3.715.543,91 € 2.601.746,21 € 1.957.170,56 € 1.164.840,72 € 
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5.2 Schuldner in Bearbeitung 
 
Stand: 30.06.2026, derzeit 4 Mitarbeiter in der Vollstreckung 

Forderung Anzahl der Schuldner in Bearbeitung 
> 10 € 416 
> 50 € 792 
> 500 € 393 
> 5.000 € 48 
> 50.000 € 2 

 

Forderung > 10 € 

1.651 Schuldner / 4 Mitarbeiter = 413 Schuldner/Mitarbeiter  

 
6 Schlüsselprodukte/wichtige Handlungsfelder 
 

6.1 Bericht zur Verwaltungsmodernisierung und –digitalisierung 
 
Folgende Modernisierungs- und Digitalisierungsprojekte haben im 1. Halbjahr 2026 ein Zwischener-
gebnis erzielt: 
 
1. ELO Dokumentenmanagementsystem/E-Akte und Vertragsmanagement 
 
Rechtsamt: Das Rechtsamt arbeitet produktiv mit dem ELO Dokumentenmanagementsystem in der 
täglichen Praxis. In regelmäßigen Projektgesprächen werden notwendige Konfigurationen und offene 
Fragen geklärt. Das Vertragsmanagement wird hier aktuell eingeführt.  
 
Planungsamt und Amt für Kinder- und Jugendförderung: Für das Planungsamt wurden die ersten 
Daten in das Dokumentenmanagementsystem migriert, sodass hier der Produktiveinsatz startet und mit 
weiteren Datenmigrationen und Anpassungen in die tägliche Arbeit übergeht. Das Kinder- und Jugend-
amt wird aktuell mit beiden Sachgebieten in das ELO eingeführt. Zusätzlich dazu wird der komplette 
Bereich des Kita Qualitätsmanagementsystems im ELO abgebildet und produktiv genutzt werden. Die-
ses System wird aktuell aufgebaut und soll noch im Jahr 2026 in die Produktivphase übergehen.  
 
Gesamtprojektfortschritt: Alle anderen Ämter sind aktuell mindestens in der Vorbereitung ihres Ak-
tenplanes, ihrer Aktenstruktur und der damit verbundenen Datenstruktur im Dokumentenmanagement-
system. Mehrere Bereiche wurden bereits geschult – beispielsweise der Controlling-Bereich und das 
Bauveraltungsamt – und werden demnächst in die Produktivphase übergehen. Als zusätzliche Module 
werden im Jahr 2026 das Bewerbermanagementsystem inkl. strukturiertem On- und Offboarding Pro-
zess sowie die Möglichkeit der elektronischen Signaturen im ELO eingeführt. 
 
2. NSYS/Rechnungsworkflow/Kommunale Betriebe 
 
Die Verarbeitung von Verkaufsrechnungen im Rechnungsworkflow wurde zum 31. Dezember 2025 
flächendeckend in sämtlichen Ämtern implementiert und in den Regelbetrieb überführt. Für das Jahr 
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2026 ist darüber hinaus die Einführung der Verarbeitung interner Leistungsverrechnungen vorgesehen. 
Die Einführung der ILV hängt direkt mit der Migration auf die neue Version von NSYS, dem 
AppSpace zusammen.  Hier wird aktuell mit der KID die Migration auf das neue System, inkl. neuem 
Rechnungsworkflow und Onlinebezahlmöglichkeiten geplant. Darüber hinaus wird in diesem NSYS 
AppSpace das Modul „Kommunale Betriebe“ geplant. Aus dem Vorschlagswesen heraus soll damit 
eine Prozessdigitalisierung im Bereich des Betriebshofes mit digitalem Auftragsmanagement, digitaler 
Bearbeitungserfassung- und abrechnung erfolgen. Dieses Projekt ist für die Jahre 2026 und 2027 ge-
plant. 
 
3. E-Post 
 
Die Nutzung der E-Post wurde zum 31. Dezember 2025 im Amt für Kinder- und Jugendförderung 
erfolgreich eingeführt. Im Jahr 2026 wird der Rollout auf weitere Ämter ausgeweitet. Der Produktiv-
start ist im ersten Halbjahr 2026 im Ordnungsamt, Bauverwaltungsamt, Amt 80 sowie im Planungsamt 
vorgesehen. 
 
Das bisherige System der E-Post inkl. der E-Post Businessbox der deutschen Post wurde abgekündigt 
und durch eine reine Softwarelösung der epostbox ersetzt. Diese bietet eine vereinfachte Oberfläche 
und ein vereinfachtes Bedienkonzept sowie zusätzliche Funktionsumfänge wie die Möglichkeit der 
Versendung von Postzustellurkunden und die Nutzung von elektronischen Signaturen erweitert. Diese 
neue Lösung wird aktuell im Bereich der Kasse und Vollstreckung in einem Testlauf erprobt und da-
raufhin in den weiteren bisher nutzenden Bereichen eingeführt.  
 
Aktuell nutzen darüber hinaus die Kämmerei, das Ordnungsamt, das Amt 80, das Kinder- und Jugend-
amt und das Planungsamt die elektronische Postversendung. Das Bauverwaltungsamt wird dieses ab 
der kommenden Bescheidversendung produktiv nutzen.  
 
4. Digitale Verwaltungsleistungen im Zuge des OZG 
 
Im zweiten Halbjahr 2025 wurde das Urkundenportal in Betrieb genommen, über das Bürgerinnen und 
Bürger Urkunden beim Standesamt digital beantragen und bezahlen können. Darüber hinaus wurden 
die Beantragungsleistungen für den Sachsen-Anhalt-Tag 2026 sowohl im Serviceportal als auch auf 
der Internetseite bereitgestellt. Ferner wurde die Projekteinführung des Moduls VOIS|Online eingelei-
tet, das den Bürgerinnen und Bürgern die digitale Nutzung der Verwaltungsleistungen des Meldeamtes 
ermöglicht, darunter Meldebescheinigungen, Melderegisterauskünfte und weitere Dienstleistungen. 
Die Anbindung zusätzlicher Verwaltungsleistungen aus den übrigen Bereichen des Ordnungsamtes ist 
für das Jahr 2026 vorgesehen. 
 
Das Modul VOIS|Online ist aktuell in der Testphase und wird im 3. Quartal 2026 in die Produktivphase 
übergehen und dem Bürger und den Unternehmen zur Verfügung stehen. Verwaltungsleistungen des 
Ordnungsamtes, wie die Anmeldung von Veranstaltungen, Beantragung von Sondernutzungen, Wo-
chenmarktplätzen, Tombolas und Pyrotechnik werden aktuell gemeinsam mit den fachlichen Kollegen 
gebaut und bis Ende 2026 dem Bürger und den Unternehmen zur Verfügung stehen.  
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5. Online-Terminvergaben 
 
Die Online-Terminvergabe im Einwohnermeldeamt wird von den Bürgerinnen und Bürgern sehr gut 
angenommen. Im zweiten Halbjahr 2025 wurden zusätzliche Zeitfenster freigeschaltet, um der hohen 
Nachfrage Rechnung zu tragen. Darüber hinaus wurde in Zusammenarbeit mit dem Sozialamt die Mög-
lichkeit einer Online-Terminvergabe für die Wohngeldstelle erarbeitet. Derzeit wird intern geprüft, wie 
die fachspezifischen Anforderungen im Rahmen der Wohngeldbeantragung in einem digitalen Prozess 
abgebildet werden können. 
 
Die Option der Online-Terminvereinbarung wurde zudem den Amtsleitungen der übrigen Fachberei-
che als Erweiterungsmöglichkeit vorgestellt. Sofern sich geeignete Anwendungsfälle identifizieren las-
sen, ist eine Umsetzung ab dem Jahr 2026 vorgesehen. 
 
6. Internes Ticketsystem 
 
Das interne Ticketsystem der IT-Abteilung wurde im zweiten Halbjahr 2025 im Rahmen eines Pilot-
betriebs mit einem eingeschränkten Nutzerkreis in Betrieb genommen. Nach Behebung der im Testbe-
trieb identifizierten technischen und organisatorischen Anpassungsbedarfe ist der Übergang in den 
Produktivbetrieb für das Jahr 2026 vorgesehen. 
 
Der Testbetrieb des Ticketsystems wurde um weitere Testmitarbeiter erweitert und zusätzliche Funk-
tionen freigeschalten bzw. Konfigurationen vorgenommen. Eine Produktiveinführung für die gesamte 
Stadtverwaltung ist weiterhin bis Ende 2026 geplant. 
 
7. Ideenmanagement der Stadt Bernburg (Saale) – Einführung der ersten Säule „Vorschlagswe-
sen“ 
 
Initiierung als Grundlage für die Implementierung 

Der Impuls für die Einführung der ersten Säule des Ideenmanagements – dem behördlichen Vorschlags-
wesen – basierte auf einer wissenschaftlichen Masterarbeit des Leiters der Stadtkasse Herrn Holst im 
Rahmen seines Studiums „Public Management“. Eine im Zuge dieser Arbeit durchgeführte Mitarbeiter-
befragung in drei unterschiedlichen Kommunen zeigte eine hohe Offenheit der Belegschaft gegenüber 
internen Veränderungen und der Einführung eines Vorschlagswesens. 

Projektphase – Workshops innerhalb einer Projektgruppe 

Aufgrund der positiven Umfrageergebnisse beauftragte die Oberbürgermeisterin eine fachübergreifende 
Projektgruppe, bestehend aus 19 Mitgliedern. Diese setzte sich aus einem Querschnitt der Kernverwal-
tung sowie der nachgeordneten Einrichtungen zusammen. In insgesamt drei intensiv genutzten Work-
shops (November 2025 bis Januar 2026) erarbeitete das Gremium die Kernthemen des Vorschlagswe-
sens: 

 Definition des berechtigten Teilnehmerkreises, 

 Festlegung von Zulassungskriterien, 

 Strukturierung der Verfahrensschritte und 

 Ausgestaltung des Prämierungssystems. 
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Verankerung in einer Dienstvereinbarung 

Der aus den Workshops resultierende Entwurf der Dienstvereinbarung wurde im Anschluss detailliert 
mit der Oberbürgermeisterin und dem Personalrat beraten. Nach geringfügigen Anpassungen wurde die 
Dienstvereinbarung von beiden Seiten unterzeichnet und trat planmäßig zum 01.03.2026 in Kraft. 

Die Dienstvereinbarung setzt Standards für ein modernes Vorschlagswesen in der Stadtverwaltung und 
zielt dabei auf Prozessoptimierungen und Ablauferleichterungen ab. Effektivität und Effizienz sollen 
ständig hinterfragt werden, um die Arbeit der Verwaltung zu beschleunigen, zu vereinfachen oder in 
anderer Weise zu verbessern. 

Sie ist Ausdruck einer beteiligungsorientierten Verwaltungskultur, die Beschäftigte aktiv in Verände-
rungsprozesse einbindet, ihnen mehr Verantwortung für die Gestaltung der Arbeit einräumt, Anreize für 
Verbesserungen und Modernisierungen schafft und dadurch zu einer höheren Mitarbeiterzufriedenheit 
führt. 

Wissen, Erfahrung und Kreativität von Beschäftigten sind tragende Elemente einer zukunftsfähigen 
Stadtverwaltung. Das Vorschlagswesen gibt den Beschäftigten die Chance, ihre Ideen und Vorstellungen 
für eine leistungsfähige Verwaltung einzubringen, die kontinuierlich sinnvolle Einsparungen zur Entlas-
tung des städtischen Haushalts nutzt. 

Ziel ist es, kreative und innovative Verbesserungsvorschläge im Sinne einer wirtschaftlichen und bürger-
orientierten Aufgabenerledigung nutzbar zu machen und die Beschäftigten am Erfolg ihrer Ideen zu be-
teiligen. 

Erste Zwischenbilanz  

Seit dem offiziellen Start der Dienstvereinbarung erfährt das Vorschlagswesen eine überwiegend positive 
Resonanz in der Belegschaft: 

 Eingegangene Vorschläge: Bisher sind bereits über 30 Ideen aus der Verwaltung und aus den 
nachgeordneten Einrichtungen eingegangen. 

 Sonderaktionen: Zur gezielten Aktivierung wurde eine erste Ideenkampagne zur Beklebung der 
städtischen Kehrmaschine erfolgreich gestartet. Der Siegerentwurf konnte bereits gewählt wer-
den. Weitere Ideenkampagnen sind geplant. 

Verstetigung im Controllingbericht 

Um den Stadträten, sachkundigen Einwohnern und weiteren Interessierten eine kontinuierliche und trans-
parente Evaluation zu ermöglichen, wird eine regelmäßige Berichterstattung erfolgen. Jeweils zum 
31.12. eines Haushaltsjahres wird im Controllingbericht detailliert über die quantitativen und qualitativen 
Kennzahlen (z. B. Anzahl eingegangener, angenommener, abgelehnter und bereits umgesetzter Vor-
schläge) berichtet. 
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6.2 Umsetzungsstand zu den Spezialisierungen/Zielen der Ortswehren  
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6.3 Darstellung der Einzelmaßnahmen Stadtentwicklung und –erneuerung 
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6.4 Entwicklung der Bewirtschaftungskosten bei der Straßenbeleuchtung 
 
Budget: 54510099E – Straßenbeleuchtung konsumtiv 

Sachkonto: 5241001 – Bewirtschaftung der Grundstücke und baulichen Anlagen  

 2021 2022 2023 2024 2025 2026 5 
Plan 421.749,97 € 360.533,56 € 655.500,00 € 505.000,00 € 500.000,00 € 356.000,00 € 
Ist 426.949,97 € 377.042,48 € 581.107,47 € 435.712,55 € 306.843,60 € 355.876,90 € 

                                                 
5 Stand zum 30.06.2026 
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6.5 Umsetzungsstand Maßnahmen Hochwasserschutz Talstadt 

1. Bauabschnitt (Solbadstraße) 

Die Wasser- und Tiefbauarbeiten wurden mit der Teilschlussrechnung vom 28.11.2025 abgerechnet. 
Die Honorarleistungen für die Ingenieurbauwerke wurden bis zur 6. Abschlagsrechnung vom 
15.12.2025 abgerechnet.  

Zur Herstellung der Baufreiheit war die Verlegung einer Kommunikationsleitung in der Krumbholz-
allee erforderlich. Die Leistungen wurden durch die Deutsche Telekom mit Rechnung vom 04.11.2025 
abgerechnet. 

2. Bauabschnitt (Gutenbergstraße bis Bahndamm) und 3. Bauabschnitt (Am Werder) 

Die Bauleistungen beider Bauabschnitte wurden jeweils bis zur 14. Abschlagsrechnung für den Leis-
tungszeitraum bis Mai 2026 abgerechnet. 

Die Leitungsumverlegung im 2. Bauabschnitt wurde durch die Stadtwerke Bernburg GmbH ausgeführt 
und zunächst mit der 1. Abschlagsrechnung vom 20.05.2025 abgerechnet. Die Schlussrechnung vom 
17.11.2025 wurde seitens der Stadtwerke Bernburg GmbH storniert. Die Erstellung einer korrigierten 
Schlussrechnung befindet sich derzeit in Bearbeitung und Prüfung (SWB und MUTING). 

Die Leistungen zur Höhenanpassung einer Straßenleuchte an der Annenbrücke wurden ebenfalls durch 
die Stadtwerke Bernburg GmbH erbracht und mit Schlussrechnung vom 20.05.2026 abgerechnet. Die 
Honorarleistungen für die Ingenieurbauwerke des 2. Bauabschnitts wurden bis zur 4. Abschlagsrech-
nung vom 10.09.2025 abgerechnet. Für den 3. Bauabschnitt erfolgte die Abrechnung der Honorarleis-
tungen bis zur 5. Abschlagsrechnung, ebenfalls vom 10.09.2025. 

Der bauliche Abschluss des 2. und 3. Bauabschnitts erfolgte im Juni 2026.  

4. Bauabschnitt (Altenburger Chaussee) 

Der weitere Projektablauf ist derzeit wie folgt vorgesehen: 

 Die Entwurfsplanung ist abgeschlossen und befindet sich zur Prüfung beim Salzlandkreis sowie 
beim Landesstraßenbaubetrieb Sachsen-Anhalt (LSBB). Nach Vorliegen der Genehmigungen 
bildet sie die Grundlage für die Erstellung der Ausführungsplanung. 

 Der Beginn der Ausschreibung ist für das III. Quartal 2026 vorgesehen. 
 Der Beginn der Bauausführung ist für das I. Quartal 2027 geplant. 

Die Honorarleistungen für die Ingenieurbauwerke (Anpassung Altenburger Chaussee und Kreuzungs-
bereich) wurden bis zur 3. Abschlagsrechnung vom 13.01.2026 für den Leistungszeitraum bis Dezem-
ber 2025 abgerechnet. Die Honorarleistungen für die Verkehrsanlagen im gleichen Planungsbereich 
wurden bis zur 2. Abschlagsrechnung vom 13.01.2026 für den Leistungszeitraum bis Dezember 2025 
abgerechnet. Die Stadtwerke Bernburg GmbH wurden mit der Durchführung von Suchschachtungen 
im Bereich „Platz der Jugend“ beauftragt. Die Abrechnung dieser Leistungen steht derzeit noch aus. 
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6.6 Einsatz des Sondervermögens 

Mit dem vom Bund im Jahr 2025 rückwirkend bereitgestellten Sondervermögen „Infrastruktur und 
Klimaneutralität“ werden bundesweit Investitionen in die Infrastruktur sowie Maßnahmen zur Errei-
chung der Klimaneutralität mit einem Gesamtvolumen von 500 Mrd. € finanziert. Der Stadt Bern-
burg (Saale) steht daraus ein Pauschalbudget in Höhe von rund 9,84 Mio. € zur Verfügung. 

Mit der Beschlussvorlage 0276/26 „Einsatz des Sondervermögens“, die der Stadtrat am 28.04.2026 be-
schlossen hat, wurden die ersten Prioritäten für die Verwendung der der Stadt Bernburg (Saale) zuge-
wiesenen Mittel festgelegt. 

Beschlossen wurde der Einsatz von rund 400 T€ für Maßnahmen im Bereich der Bildungsinfrastruk-
tur. Hierzu gehören insbesondere die Erneuerung und Ergänzung der Schulmöblierung, die Beschaf-
fung von Ausstattungsgegenständen für den Unterricht und den Schulsport, die Ausstattung al-
ler Grundschulen mit Defibrillatoren sowie die Modernisierung der Stadtbibliothek. 

Ein Großteil dieser Anschaffungen im Schulbereich wurde bereits im Juni 2026 beauftragt, sodass die 
Ausstattungsgegenstände für den Unterricht und den Schulsport bereits teilweise geliefert wurden. Die 
weiteren Lieferungen, insbesondere der Schulmöblierung, werden in Kürze erwartet. 

Mit der Beschlussvorlage 0323/26 „Sondervermögen Infrastruktur“ einschließlich der Beiblätter 
0323/26/1 und 0323/26/2, die der Stadtrat am 30.06.2026 beschlossen hat, wurden weitere Prioritäten 
für den Mitteleinsatz aus dem Sondervermögen festgelegt. 

Der Stadtrat beschloss die Umsetzung der Maßnahme „Sanierung Ringgasse/Saalweg“. Die Entschei-
dungen zu den Maßnahmen „Funktionsgebäude mit Parkplatz OF Aderstedt“ sowie „Neubau Fußgän-
gerbrücke“ wurden bis zur Vorlage weiterer fachlicher Grundlagen und zur Beratung im Rahmen 
der Haushaltsberatungen 2027 zurückgestellt. 

Nach der aktuellen Beschlusslage sind aus dem Pauschalbudget in Höhe von 9,84 Mio. € bislang Maß-
nahmen mit einem Gesamtvolumen von rund 7,77 Mio. € vorgesehen. Hierzu zählen die Ausstattung 
der Schulen, der Stadtbibliothek und des Kulturlagers einschließlich des im Ergebnishaushalt zu veran-
schlagenden Anteils in Höhe von 470,0 T€, die anteilige Finanzierung des Funktionsgebäudes mit Park-
platz in Aderstedt (300,0 T€), die Sanierung von Ringgasse und Saalweg (2,5 Mio. €) sowie der Neu-
bau einer Fußgängerbrücke (4,5 Mio. €). 

Die derzeit noch verfügbaren Mittel in Höhe von rund 2,07 Mio. € sollen für weitere, noch zu beschlie-
ßende Maßnahmen sowie zur Finanzierung möglicher Kostensteigerungen bei den bereits vorgesehe-
nen Vorhaben eingesetzt werden. 

Im Rahmen der Beschlussvorlage wurde außerdem über den vorgesehenen Mitteleinsatz aus dem Lan-
desanteil des Sondervermögens „Infrastruktur“ informiert. Die Stadt Bernburg (Saale) hat hier-
für Maßnahmen mit einem Gesamtvolumen von rund 17,05 Mio. € vorgesehen. Dazu zählen insbeson-
dere der Neubau der Grundschule Baalberge (14,92 Mio. €), die Modernisierung und Erweiterung der 
touristischen Infrastruktur am Campingplatz Saalecamper (2,0 Mio. €), die Beschaffung eines Mehr-
zweckfahrzeugs für die Feuerwehr Biendorf/Wohlsdorf (anteilig 50,0 T€) sowie die Ertüchtigung des 
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zweiten Rettungsweges im Saal des Klubhauses der Jugend (85,0 T€). Die entsprechenden Maßnah-
men wurden im Nachtragshaushalt 2026 berücksichtigt. 

Über den Umsetzungsstand der beschlossenen Maßnahmen sowie die weitere Entwicklung der zurück-
gestellten Vorhaben wird im nächsten Controllingbericht zum Stichtag 31.12.2026 berichtet. 


